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Gemeinde Bad Zwischenahn 

68. Änderung des Flächennutzungsplanes -  

 

Abwägung der Stellungnahmen zur frühzeitigen Beteil igung der Behörden und sonstigen Träger öffentliche r Be-

lange gemäß § 4 (1) BauGB und zur frühzeitigen Bete iligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (1) BauGB 
 

Nr. 
Private  

Einwender/in 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 
  
 

1 Bürgerinformationsver-
anstaltung am 
01.09.2022 

Anwesend 38 Bürger 

Nach der Begrüßung der anwesenden Bürgerinnen und Bürger 
durch den Bürgermeister Herrn Dierks trägt Herr Janssen, NWP, 
anhand der anliegenden Präsentation  zur 68. Flächennutzungs-
planänderung sowie des Bebauungsplanes Nummer 156 die 
konkreten Planungen vor. 

Nachfolgend werden in numerischer Reihenfolge die Anmerkun-
gen seitens der Bürger mit entsprechenden Erläuterungen durch 
die Verwaltung/das Planungsbüro dargestellt: 

Seitens eines Bürgers wird nachgefragt, ob sich die abgewandte 
Seite in Bezug auf das Staffelgeschoss nur auf die Elmendorfer 
Straße bezieht oder auch auf andere Straßen. FBL Meyer erläu-
tert, dass die Einschränkung auch für die Planstraßen gilt. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

  1. Seitens eines Bürgers wird befürchtet, dass der Bach-
stelzenweg PKW Zufahrt wird und damit der Bachstel-
zenweg für das Baugebiet vereinnahmt wird. FBL Meyer 
erläutert hierzu, dass der Bachstelzenweg außerhalb 
des Bebauungsplangebietes nur als Fuß und Radweg 
ausgebaut wird. Darüber hinaus ist geplant, dass die 
Flächen südlich des Baugebietes bis zum Zwischenah-
ner Meer nach Umsetzung der Bauleitplanung als Land-
schaftspark angelegt wird und eine Ausweisung als 
Landschaftsschutzgebiet geprüft wird. Eine Ausdeh-
nung der Bebauung über das jetzige Plangebiet ist dann 
nicht möglich. Zudem wird das Plangebiet zum Bach-
stelzenweg durch eine Hecke abgeschirmt. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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 Fortsetzung Bürgerinfor-
mationsveranstaltung 

2. Es wurde darauf hingewiesen, dass es aktuelle Informa-
tionen gibt, nachdem die Investoren Palais am Meer 
(PaM) sowie The Grounds finanziell nicht in der Lage 
sind, die Planungen umzusetzen. Seitens eines Bürgers 
wurde daher eine Rückabwicklung empfohlen, um die 
Übertragung der Grundstücke auf die Gemeinde zu er-
zielen. FBL Meyer weist darauf hin, dass die Investoren 
bereits im erheblichen Umfang Vorleistungen getätigt 
haben und es daher keine Hinweise gäbe, dass die In-
vestoren die Umsetzung der Planungen finanziell nicht 
abwickeln können. Herr BM Dierks ergänzt, dass im 
Rahmen der städtebaulichen Vertragsverhandlungen 
Regelungen u. a. für Insolvenzfälle vorgesehen wurden. 
Es wurde nachgefragt, ob ein neuer städtebaulicher 
Vertrag aufgesetzt wird. FBL Meyer erläutert, dass der 
Vertrag überarbeitet wird und Sicherheitsmechanismen 
vorsieht. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

  3. Es wurde nachgefragt, wie der Radverkehr entlang des 
Zwischenahner Meeres mit Umsetzung des Bebau-
ungsplanes geregelt wird. Herr FBL Meyer verwies auf 
die oben aufgeführten Erläuterungen (siehe 1.), dass 
der Bachstelzenweg nur als Fuß und Radweg als zu-
sätzliches Angebot ausgebaut wird, aber nach wie vor 
der jetzt bestehende Fuß- und Radweg entlang des 
Meeres seinen Status behält. Es wurde zudem nachge-
fragt, auf welcher Grundlage die Verkehrsflächen fest-
gesetzt wurden. Herr Janssen erläutert hierzu, dass 
diese von Fachplanern erstellt wurden. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

  4. Es wurde angeregt, entlang der Elmendorfer Straße den 
Radweg beidseitig fortzuführen, da der einseitige Rad-
weg aus Verkehrssicherheitsgründen nicht als ausrei-
chend angesehen wird. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Nach den Ergebnissen der Verkehrsun-
tersuchung ist dies nicht erforderlich. 

  5. Auf die Nachfrage hin, ob Grünbedachung flächende-
ckend vorgeschrieben wird, erläuterte, Herr FBL Meyer, 
dass diese nur bei Flachdächern mit einer Mindestgrad-
neigung von höchstens 20° festgesetzt wird 

Es wird eine Dachbegrünung und Fassadenbegrünung festgesetzt. Die Vorschrift für 
geneigte Dächer entfällt. 



 
Gemeinde Bad Zwischenahn 

68. Änderung des Flächennutzungsplanes  
3 

   

Nr. 
Private  

Einwender/in 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

 Fortsetzung Bürgerinfor-
mationsveranstaltung 

6. Es wurde im Hinblick auf die Vermeidung von Auswir-
kungen auf das Zwischenahner Meer gefragt, ob ein 
hydrologisches Gutachten zur Entwässerung des Plan-
gebietes, welches eine Entwässerung mit Einleitung 
zum Zwischenahner Meer vermeidet, vorliegt. Hierzu 
wurde durch BM Dierks erläutert, dass zum einen ge-
genüber der damals vorhandenen Bebauung des Bun-
deswehrgeländes zum jetzigen Bebauungsplan weni-
ger versiegelt wird als vorher und zum anderen Rege-
lungen zur Vorklärung getroffen werden, bevor eine Ent-
wässerung ins Zwischenahner Meer erfolgt. Ein Nach-
weis der schadlosen Oberflächenentwässerung erfolgt 
durch die Investoren. 

Ein Entwässerungskonzept  wurde durch das ein Fachbüro Börjes GmbH & Co. KG 
erstellt und für die Entwurfsfassung mit Stand vom September 2024 vorgelegt.  

Das Oberflächenwasser wird in das Zwischenahner Meer eingeleitet. Auf der Grund-
lage des Maßnahmenkonzepts „Sanierung des Zwischenahner Meeres“ ist eine Be-
handlung des Niederschlagswassers erforderlich, um den Nährstoffeintrag von 
Phosphor (P) zu reduzieren. Hierzu sind Retentionsbodenfilter oder Schilfpolder vor-
zusehen. Aufgrund der Höhenverluste zwischen Zu- und Ablauf eines Retentionsbo-
denfilters ist diese Behandlungsanlage in der vorhandenen Topographie nicht im 
Freigefälle zu betreiben, daher werden für das Bebauungsplangebiet Schilfpolder 
vorgesehen.    

Die Entwässerung erfolgt über zwei Schilfpolder im Bereich des geplanten Land-
schaftsschutzgebietes. Durch flache und geschwungene Böschungen werden die 
Schilfpolder naturnah gestaltet. Das Niederschlagswasser gelangt über einen Ge-
schiebefang mit Tauchwand in den Schilfpolder. Durch die verringerte Fließge-
schwindigkeit in der Fläche werden Feststoffe abgesetzt, zudem begünstigt der 
Schilfbestand die Sedimentationsleistung. Schilfblätter und Schilfhalme können an 
ihren Oberflächen feine, schlecht sedimentierbare Feststoffe und daran adsorbierte 
Schadstoffe wie Schwermetalle und Phosphor zurückhalten. Die abgedichteten 
Schilffläche wird nicht im Dauerstau betrieben, damit keine anhaltenden reduzieren-
den Bedingungen in der Sedimentschicht entstehen. Nach dem Abfluss jedes Rege-
nereignisses fällt die Oberfläche trocken. Ein Mindestwasserspiegel von 0,10 m bis 
0,20 m in der Wurzelraumschicht gewährleistet die Wasserversorgung des Schilfs 
während Trockenperioden.  

  7. Seitens der Bürger wird bei der Errichtung eines 
Aparthotel die Gefahr gesehen, dass eine höhere Kon-
kurs-/Insolvenzgefahr gesehen wird, weil die die einzel-
nen Apartments nicht in einer Hand bleiben. Herr BM 
Dierks wies darauf hin, dass auch bei dem Betrieb eines 
möglichen Aparthotels insgesamt ein Investor/Betreiber 
vorhanden sein wird und hierzu auch im Städtebauli-
chen Vertrag Regelungen erfolgen werden 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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8. Ein Teil der Rostruper Anwohner zweifelten das Ver-
kehrsgutachten an, welches den Kreuzungsbereich 
Westersteder Straße/Elmendorfer Straße/Ocholter 
Straße als zufriedenstellenden Verkehrsknotenpunkt 
ansieht. Die Erfahrungswerte der Bürger sehen hier an-
ders aus und es wurde angezweifelt, dass die tatsächli-
chen Zahlen der Berufsschule, des BauABC sowie des 
Parks der Gärten erfasst worden sind.  

Darüber hinaus wird die Entfernung des geplanten Be-
darfsparkplatzes als zu weit und damit optional nicht 
nutzbar für Veranstaltung des Parks der Gärten gese-
hen. Herr FBL Meyer weist darauf hin, dass zuvor ein 
Parkplatz auf dem ehemaligen Sportplatz genutzt wor-
den ist, der wesentlich weiter entfernt war. Ergänzt wird 
von Herrn Janssen, dass im Verkehrsgutachten die 
Knotenpunktbelastung des Kreuzungsbereiches mit 
Stufe C bewertet worden ist, welches gutachterlich als 
ausreichend angesehen wird.  

Die Verkehrszählungen haben während der Schulzeit 
stattgefunden und die Verkehrszahlen der Besucher für 
den Park der Gärten wurden aufgrund vorhandener Da-
ten entsprechend ergänzt. Ein Ausbau der Rostruper 
Kreuzung ist aufgrund des Verkehrsgutachtens nicht 
notwendig. Geplant ist unter anderem eine Geschwin-
digkeitsreduzierung von 50 km/h bis zur neuen Einbin-
dung in Höhe der Hoteleinfahrt. 

Die Verkehrsuntersuchung  vom Büro Zacharias wurde aktualisiert und liegt mit 
Stand vom 10.05.2024 vor. Zur Ermittlung der aktuellen Verkehrswerte im Planungs-
raum wurden neue Zählungen im Jahre 2022 und 2023 vorgenommen. Dabei wurde 
sowohl der Werktagverkehr als auch der Ausflugs- und Freizeitverkehr berücksich-
tigt. Es wurde festgestellt, dass alle untersuchten Knotenpunkte im Bestand ausrei-
chend leistungsfähig sind. Für die geplanten zusätzlichen Nutzungen im Plangebiet 
wurden die zukünftigen Verkehrsmengen anhand von Literaturquellen sowie von Er-
fahrungswerten an anderen Standorten ermittelt. Dabei ist die Verkehrsmenge aber 
von verschiedenen Parametern abhängig, so dass jeweils Abschätzungen getroffen 
wurden. In der Summe ergeben sich mit Bezug zum ehemaligen BWK-Gelände ins-
gesamt ca. 2.480 Kfz-Fahrten/ Werktag (ca. 1.240 Kfz-Zufahrten und ca. 1.240 Kfz-
Abfahrten). Die Verteilung wird für alle Nutzungen zu ca. 55 % von/ nach Süden und 
45 % von/ nach Norden angenommen. Für die Prognose wurden die Zähldaten von 
2022 zugrunde gelegt und pauschal um 15 % erhöht. Aus den Berechnungen ergäbe 
sich auch bei einer theoretischen gemeinsamen Anbindung für alle Nutzungen bei 
einer Qualitätsstufe D eine ausreichende Leistungsfähigkeit und Verkehrsqualität. 
Dabei wird die Grenze zur Stufe C um lediglich 0,5 Sekunden überschritten (Warte-
zeit für Linkseinbieger). Die Einrichtung einer Signalanlage ist nicht notwendig.  

Des Weiteren wurde im Gutachten die Parkplatzsituation, auch im Hinblick auf die 
umgebenden Bildungseinrichtungen und den Park der Gärten, geprüft. Dabei wurde 
festgestellt, dass im Siedungsraum ausreichend Stellplätze zur Verfügung stehen. 
Da im Bereich der Bildungseinrichtungen Erweiterungen geplant sind, sind bei Be-
darf ergänzende Stellplatzangebote zu schaffen. Hierzu bietet sich ggf. die Fläche 
südlich der Gebäude an der BBS an.   

Für den Park der Gärten sind im Normalfall ausreichende Stellplätze direkt am Ge-
lände vorhanden. Aufgrund der unterschiedlichen Nutzungszeiten ist eine Doppel-
nutzung der Stellplätze der Bildungseinrichtungen sinnvoll. Da das Parkplatzangebot  
im Fall von  Sonderveranstaltungen für den Park der Gärten nicht ausreichend sein 
kann, wird ein Bedarfsparkplatz im Plangebiet empfohlen. Auf diesen Parkplatz 
könnte an Veranstaltungstagen mit einer manuellen Beschilderung und Einweisung 
durch Personal hingewiesen werden. Grundsätzlich wäre es auch möglich, diesen 
Parkplatz in ein dynamisches Parkleitsystem der Bildungseinrichtungen und des 
Parks der Gärten zu integrieren. Aufgrund der nur temporären Nutzung an wenigen 
Tagen im Jahr ist die fußläufige Entfernung zwischen dem Bedarfsparkplatz und dem 
Park der Gärten zumutbar. 

   Im Bereich der Gartenlehr- und Versuchsanstalt LWK könnten bei größeren Veran-
staltungen oder Seminaren zusätzlich angelegte Stellplätze südlich des BBS Gebäu-
des genutzt werden. Eine Verbindung für den Fußverkehr von diesen Stellplätzen 
zum Hogen Kamp/ zur LWK wird daher im Gutachten als Maßnahme empfohlen. 
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 Fortsetzung Bürgerinfor-
mationsveranstaltung 

9. Auf Rückfrage erläuterte Herr Dierks den Zeitplan zur 
Umsetzung dieser Bauleitplanung. Es solle zunächst 
das Hotel und dann Zug um Zug die Wohnbebauung, 
die durch den Vorhabenträger umgesetzt wird, errichtet 
werden. Baubeginn wird voraussichtlich ab 2024 sein. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  10. Die Anlieger der Behringstraße sind der Auffassung, 
dass der Bedarfsparkplatz für den Park der Gärten vom 
Eingang zu weit entfernt ist und sie die zusätzliche Be-
lastung durch den ruhenden Verkehr aufnehmen müs-
sen. FBL Meyer weist darauf hin, dass dieser Parkplatz 
kaum weiter entfernt ist als der bisherige und ein zusätz-
liches Angebot darstellen soll. Hinsichtlich der Nutzung 
und straßenverkehrsrechtlichen Abwicklung des neu 
geplanten Bedarfsparkplatzes entlang der Elmendorfer 
Straße für den Park der Gärten erläuterte Herr Meyer, 
dass dieser Bedarfsparkplatz bei größeren Veranstal-
tungen genutzt werden soll und straßenverkehrsrechtli-
chen Maßnahmen analog der bisherigen Praxis wie z.B. 
bei den Mystischen Nächten durch Einrichtung einer 
Geschwindigkeitsbegrenzung von 30 km/h sowie einer 
Bedarfsüberwegung erfolgen wird. Alternativ wäre auch 
die Aufstellung einer Dunkelampel denkbar. 

Aufgrund der nur temporären Nutzung an wenigen Tagen im Jahr ist die fußläufige 
Entfernung zwischen dem Bedarfsparkplatz und dem Park der Gärten zumutbar 
(siehe oben zu Punkt 8). Die Gemeinde wird in dem betreffenden Zeitraum verkehrs-
lenkende Maßnahme durchführen.  

 

  11. Auf die Frage nach dem Zeitplan der Umsetzung der 
Baufelder erläutert Herr BM Dierks dass zunächst das 
Baufeld 1 mit dem Hotel, dann das Baufeld 2 mit den 
Wohngebäuden realisiert werden soll 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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12. Anwohner aus der Behringstraße bezweifelten grund-
sätzlich die festgesetzte Verkehrsfläche von 7 m Breite 
und sprachen sich gegen eine Verlängerung der Straße 
und somit Ausweisung von weiteren Grundstücken an 
der Beringstraße aus. Es gebe bereits jetzt eine hohe 
Belastung durch parkende Fahrzeuge an der Behring-
straße, verursacht durch Schüler der BBS und des Bau 
ABC sowie Gästen des Parks der Gärten. Die Belastung 
würde sich durch die Öffnung der Straße erhöhen. Bis-
her würden auch keine Müllfahrzeuge in die Straße fah-
ren, ein Begegnungsverkehr mit Müllfahrzeugen wäre 
auch nicht möglich. Es wurde vorgeschlagen, dass alle 
neuen Grundstücke nur über das neue Baugebiet er-
schlossen und die Verbindung von der Behringstraße in 
das neue Gebiet nur als Fuß- und Radweg ausgebildet 
werden sollte. BM Dierks erläutert hierzu, dass nur we-
nige Grundstücke über diese Straße erschlossen wer-
den. Herr Janssen ergänzt, dass die Durchlässigkeit po-
litisch gewollt war, da ohne diese keine Anbindung an 
das Restgebiet erfolgen kann 

Aufgrund der Bewerbung zur Landesgartenschau 20301 soll zunächst für das Bau-
feld 1 die Wohnbebauung entfallen und 2 Gemeinbedarfsflächen entstehen. Die grö-
ßere Fläche soll als Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „Parkanlage“ 
ausgewiesen werden. Die kleinere Fläche soll sozialen Zwecken (Kita, Hospiz) die-
nen. 

Zusätzliche Wohngrundstücke werden über die Behringstraße nicht erschlossen Es 
erfolgt jedoch eine Anbindung der Gemeinbedarfsfläche für die Kita und das Hospiz. 
Auf diesem Gelände werden ausreichend Stellplätze nachgewiesen, sodass die 
Behringstraße nicht durch parkenden Verkehr belastet wird.   

 

  13. Seitens der Bürger wurde die Anmerkung gemacht, 
dass der Golfplatz und das BWK Gelände durch die 
BIMA entmunitioniert worden wäre und damit den Vor-
habenträger/Investoren keine Kosten hinsichtlich der 
Entmunitionierung entstanden wären. Herr Meyer stellte 
hierzu klar, dass die Entmunitionierung auf Kosten des 
Vorhabenträgers derzeit durchgeführt wird, die bereits 
hierin eine hohe Summe investiert haben. Auf Kosten 
der BIMA sind keine Entmunitionierungen durchgeführt 
worden 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 
1  Die Gemeinde Bad Zwischenahn bewirbt sich derzeit für die Landesgartenschau 2030. Hierfür wird zurzeit eine Machbarkeitsstudie erstellt. Um das Verfahren zur Umsetzung der in 

privater Hand befindlichen Bauflächen nicht zeitlich weiter zu verzögern, werden die von der Bewerbung gemeindeeigenen betroffenen Grundstücke (Baufeld 1) zunächst als Ge-
meinbedarfsflächen dargestellt. Abhängig vom Ergebnis der Bewerbung ist dann zu entscheiden, ob weitere Bauleitplanverfahren erforderlich sind. 
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 Fortsetzung Bürgerinfor-
mationsveranstaltung 

14. Auf Anregung eines Bürgers hinsichtlich der Zulässig-
keit eines Ärztehauses, wurde eine Prüfung zugesagt, 
ob ein Teilbereich entlang der Elmendorfer Straße als 
Mischgebiet ausgewiesen werden könnte, um die Zu-
lässigkeit derartiger Nutzungen zu berücksichtigen 

Die Anregung wird berücksichtigt. Parallel zur Elmendorfer Straße wird im Baufeld 2 
ein Mischgebiet festgesetzt, sodass die Ansiedlung eines Ärztehaues dort zulässig 
ist.  

  15. Weiterhin wurde angeregt, hinsichtlich des Klimaschut-
zes keine grauen/anthrazitfarbene Dachflächen zuzu-
lassen (Thema Hitzeentwicklung!). Herr Janssen erläu-
tert hierzu, dass die örtlichen Bauvorschriften bisher auf 
den Ausschluss ortbilduntypischer Baumaterialien aus-
gerichtet sind 

Zur Unterstützung des Klimaschutzes wird eine Dachbegrünung und Fassadenbe-
grünung festgesetzt. Die Vorschrift für geneigte Dächer entfällt. 

  16. Auf die Rückfrage, was auf dem Gelände des Offiziers-
heims zukünftig passieren wird, erläuterte Herr Bürger-
meister Dierks die Planungen des neuen Eigentümers 
hinsichtlich der Entwicklung zu einem Fortbildungs- und 
Veranstaltungsbereich mit behutsamer Einbindung an 
den historischen Bestand sowie der Grünanlagen, 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

  17. Seitens einiger Bürger wurden Bedenken erhoben, dass 
die Ausweisung der Bauleitplanung hinsichtlich der An-
zahl der Wohnungen zu überdimensioniert für den Orts-
teil Rostrup sei und die verkehrsmäßige Anbindung und 
Abwicklung des Neubaugebietes angezweifelt wird. Sei-
tens einiger Anwohner wird die Elmendorfer Straße be-
reits jetzt als sehr belastend erlebt, die mehrmals am 
Tag einem Verkehrsinfarkt ausgesetzt sei. Zusätzliche 
Bewohner würde die Elmendorfer Straße nicht verkraf-
ten. BM Dierks macht deutlich, dass nach der Realisie-
rung des Plangebietes durch den Landschaftsschutz für 
eine weitere Entwicklung Grenzen gesetzt sind 

Die Bedenken werden nicht geteilt. Die Elmendorfer Straße kann die zusätzliche Be-
lastung aufnehmen (siehe oben zu Punkt 8). 

  Abschließend weist Herr Meyer auf das weitere Verfahren hin, in 
dem die vorgetragenen/eingereichten Stellungnahmen ausge-
wertet werden. Diese Unterlagen werden als Abwägung dem Rat 
zur weiteren Beratung vorgelegt. Eine weitere Beratung mit dem 
Ziel der öffentlichen Auslegung wird voraussichtlich Anfang 2023 
erfolgen.  

Herr Bürgermeister Dierks schließt die Veranstaltung um 21:00 
Uhr 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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1 Einwender 1 

18.09.2022 

 

Zu dem Verfahren nehmen wir wie folgt Stellung: 

Die vorgesehene massive Bebauung des ehemaligen Bundes-
wehrgeländes, die durch die F-Planänderung und den vorgeleg-
ten B-Plan ermöglicht wird und sich im beigefügten städtebauli-
chen Konzept manifestiert, sehen wir sehr kritisch. Wir stellen ei-
nen hohen zusätzlichen Versiegelungsgrad fest und eine erheb-
liche Abweichung von dem 2008 verabschiedeten Eckwertepa-
pier. Wir fordern, die Planung an dem genannten Eckwertepapier 
zu orientieren und entsprechend zu überarbeiten. 

 

Die Planung orientiert sich im Grundsatz weiterhin am Eckwertepapier. Die Abwei-
chungen sind wie folgt begründet: 

Baufeld 1: 
Aufgrund der Bewerbung zur Landesgartenschau 20302 soll für das Baufeld 1 die 
Wohnbebauung entfallen und zwei Gemeinbedarfsflächen entstehen. Die größere 
Fläche soll als Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung Parkanlage ausge-
wiesen werden, die kleinere als Fläche für soziale Zwecke. Die mögliche Versiege-
lung für das Baufeld 1 wird die im Eckpunktepapier festgelegte Obergrenze nicht 
überschreiten. 

Baufeld 2: 
Hier sind für die Wohngebäude und Wohn- und Geschäftsgebäude abweichend vom 
Eckpunktepapier im westlichen Abschnitt größere Gebäudehöhen und Gebäude mit 
mehr Wohnungen zulässig. Als Ausgleich wird die Grundflächenzahl im gesamten 
Baufeld 2 von 0,3 auf rd. 0,28 reduziert. Zudem werden Gründächer und Fassaden-
begrünungen vorgeschrieben. 

Baufeld 3: 
Hier wird für das Hotel abweichend vom Eckpunktepapier die zulässige Gebäude-
höhe statt mit 13m auf 15,50 m festgesetzt. Aufgrund der funktionalen Erfordernisse 
im Erdgeschoss (z.B. Lüftungseinrichtungen im Restaurantbereich) ist hier eine Ge-
bäudehöhe von maximal 15,50 m erforderlich. 

Baufeld 4: 
Im Sondergebiet SO2 „Ferienhausgebiet“  sind auf einer maximalen Grundfläche von 
3.200 m² Ferienhäuser in unterschiedlicher Bauweise (Einzelhäuser, Doppelhäuser, 
Hausgruppen) mit einer Grundfläche von jeweils höchstens 120 m² je Hauseinheit 
zulässig. Die zulässige Grundfläche für die Ferienhäuser von 3.200 qm ist abgeleitet 
aus dem Planungsrahmenbedingungen, wonach die Dichte im Ferienhausgebiet 
eine Grundflächenzahl von 0,15 nicht überschreiten soll. Die Grundflächen der Feri-
enhauseinheiten wurden in der Überarbeitung des städtebaulichen Konzeptes auf-
grund unterschiedlicher Bauweisen wie Einzelhäuser, Doppelhäuser und Hausgrup-
pen im Vergleich zum Eckpunktpapier verändert, führen jedoch zu keine höheren 
Versiegelung. 

 
2  Die Gemeinde Bad Zwischenahn bewirbt sich derzeit für die Landesgartenschau 2030. Hierfür wird zurzeit eine Machbarkeitsstudie erstellt. Um das Verfahren zur Umsetzung der in 

privater Hand befindlichen Bauflächen nicht zeitlich weiter zu verzögern, werden die von der Bewerbung gemeindeeigenen betroffenen Grundstücke (Baufeld 1) zunächst als Ge-
meinbedarfsflächen dargestellt. Abhängig vom Ergebnis der Bewerbung ist dann zu entscheiden, ob weitere Bauleitplanverfahren erforderlich sind. 
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Nr. 
Private  

Einwender/in 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme 
Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

 Fortsetzung  
Einwender 1 

Als Grundlage für die Bewertung der Auswirkungen und der 
Schwere des Eingriffs auf Tiere, Pflanzen und biologische Viel-
falt, auf Fläche und Boden, auf Wasser, Klima/Luft, Landschafts-
bild, Mensch sowie Kultur- und sonstige Sachgüter wie auch de-
ren Wechselwirkungen untereinander ist der Zustand vor der 
Kampfmittelräumung zugrunde zu legen. Das betrifft auch die 
Prognose der Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchfüh-
rung der Planung. 

Begründung: Die Bauleitplanung hat den Anlass zur Kampfmit-
telräumung gegeben, weshalb auch der vor der Kampfmittelräu-
mung vorhandene Umweltzustand der Bewertung der Umwelt-
auswirkungen, wie oben aufgelistet, zugrunde zu legen ist. 

 

Unter Berücksichtigung der innergebietlichen Ausgleichsmaßnahmen ergeben sich 
rd. 105.900 Wertpunkte, die positiv in die Bilanz eingestellt werden können. Das vor-
handene Defizit aus der Kampfmittelräumung beträgt rd. 138.300 Werteinheiten 
(ausgenommen die in der Planzeichnung umgrenzten Fläche, deren Böden erheb-
lich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind). Im Rahmen der Kampfmittelräu-
mung sind weitere unterirdische Bauwerke festgestellt worden. Diese zuvor nicht 
bekannten Versiegelungen im Untergrund sind demzufolge nicht in die Eingriffsre-
gelung zum Landschaftspflegerischen Begleitplan eingestellt worden. Daher umfasst 
die Entsorgung neben den 2017 eingestellten Gebäuden und sonstigen Versiege-
lungen auch umfangreichere unterirdische Kerosin-Tanks und unterirdische Öllager 
sowie weitere Betonbodenplatten, bunkerartige Kelleranlagen etc. auf insgesamt rd. 
6.200 m². Diese umfangreichen unterirdischen Bodenversiegelungen wurden weit-
gehend mit der Wertstufe 2 in die ursprüngliche Bilanzierung eingestellt, so dass sich 
unter Berücksichtigung der erheblichen Bodensanierungen und Rückbaumaßnah-
men eine Reduzierung des o.a. noch verbleibenden Kompensationsdefizit um etwa 
12.400 Werteinheiten ergeben würde. Das verbleibende Defizit nach Rückbau aller 
unterirdischen Bauwerke beträgt rd. 126.000 Wertpunkte. In der Gesamtbetrachtung 
mit den innergebietlichen Ausgleichsmaßnahmen im Plangebiet und der naturnahen 
Gestaltung und den Rückbaumaßnahme südöstlich des Plangebietes (ehemaliges 
Krankenhausgelände) kann ein weitgehender, innergebietlicher Ausgleich erzielt 
werden. Das noch verbleibende Defizit von rd. 20.000 Werteinheiten wird extern in-
nerhalb des gemeindeeigenen Kompensationsflächenpools Flintlandsmoor umge-
setzt.  

  In der Begründung (B-Plan-Entwurf S. 52; Entwurf der 68. F-
Plan-Änderung S. 37) wird Bezug auf einen LBP genommen, der 
den ausgelegten Unterlagen nicht beilag. Der LBP ist nachzulie-
fern. Die Bestandsaufnahmen von 2013 (IDN), auf die in den Be-
gründungen Bezug genommen wird, liegen den ausgelegten Un-
terlagen nicht bei. Diese sind nachzuliefern. 

Der Landschaftspflegerische Begleitplan (LBP) wird in der Entwurfsfassung mit aus-
gelegt. 

  Spitzahorn und Bergahorn sind aus der Liste der Gehölze zu 
streichen. In der direkten Umgebung finden sich wertvolle Bio-
tope, die auch in der landesweitern Kartierung als solche darge-
stellt sind. Es besteht die Gefahr, dass die nicht standortgemä-
ßen und stark fruktifizierenden Gehölze mit Flugsamen in diese 
wertvollen Bereiche vordringen und dort zu einer Verdrängung 
von heimischen, standortgerechten Arten führen. Die Baumhasel 
ist als nichtheimischer Baum zu streichen. 

Die Pflanzen werden aus der Gehölzliste herausgenommen. 

  Auf etliche redaktionelle Fehler - auch in der Planzeichnung - wei-
sen wir hin, gehen hier aber aus Zeitgründen nicht darauf ein. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 

 


